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1. VERFAHREN 

1.1. Übersicht der Verfahrensschritte 

 

Verfahrensschritt Datum 

Information/Anhörung Ortsbeirat Südliche Innenstadt gem. § 75 (2) GemO 
am 

10.09.08 
18.11.15 

Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 (1) BauGB) am 29.09.08 

Ergänzung des Aufstellungsbeschlusses (Aufstellung des Bebauungspla-
nes im vereinfachten Verfahren gem. § 13a BauGB) am 

09.02.09 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses im Amtsblatt 
12/2009 am 

18.02.09 

Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke 
sowie wesentliche Auswirkungen der Planung (gem. § 13a (3) Nr. 2 
BauGB) 

23.02.09 
bis 

06.03.09 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (gem. 
§ 4 (2) BauGB) mit Schreiben vom 

11.11.15 

Offenlagebeschluss am 25.01.16 

Ortsübliche Bekanntmachung der Offenlage im Amtsblatt 06/2016 am 03.02.16 

Offenlage (gem. § 3 (2) BauGB) im Zeitraum vom 
11.02.16 

bis 
11.03.16 

Satzungsbeschluss (gem. § 10 (1) BauGB) am  

 
 
 
1.2. Anmerkungen zum Verfahren 

Der Bebauungsplan Nr. 503c „Rheinallee“ dient der Innenentwicklung im Sinne von § 13a 
BauGB. Da dieser Bebauungsplan in der Gesamtschau mit dem unmittelbar angrenzenden 
rechtskräftigen Bebauungsplänen Nr. 503d "Südlich Halberg" und Nr. 620 "Luitpoldhafen 
West" durch Festsetzung räumlich differenzierter Grundflächenzahlen (GRZ) in der Summe 
eine Grundfläche von voraussichtlich rund 61.000 m² als Obergrenze bestimmt und damit 
den Schwellenwert gem. § 13a (1) Nr. 2 BauGB von 70.000 m² nicht überschreitet, ist gem. 
§ 13a (1) Nr. 2. BauGB lediglich eine überschlägige Prüfung, ob durch die Bebauungs-
planänderung Umweltauswirkungen zu erwarten sind, erforderlich. 
Diese zeigt, dass durch die Bebauungsplanänderung keine erheblichen Umweltauswirkun-
gen entstehen (vgl. Kapitel 6), da der Bebauungsplan Nr. 503c im Vergleich zum derzeit 
rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 503b insbesondere keine höhere Grundfläche ermöglicht 
bzw. sogar beabsichtigt ist, in Teilbereichen die GRZ zu reduzieren. 
Daher wird der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren aufgestellt. 
Entsprechend der gesetzlichen Bestimmungen werden somit die Verfahrenserleichterungen 
nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 + 3 BauGB in Anspruch genommen, zu-
mal es sich um die Änderung eines rechtskräftigen Bebauungsplans handelt, bei dessen 
Aufstellungsverfahren Umweltbelange bereits umfassend in die Abwägung eingestellt und 
berücksichtigt wurden. 
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2. ALLGEMEINES 

2.1. Rechtsgrundlagen  
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2.2. Geltungsbereich 

 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 503c „Rheinallee“ ergibt sich aus 
dem beigefügten Lageplan (vgl. Kapitel 10.1), er umfasst insbesondere die Berei-
che östlich der Rheinallee südlich der Konrad-Adenauer-Brücke bis zur Max-
Pechstein-Straße sowie der Bereich östlich Lusanum (zwischen Halberg-
/Yorkstraße und Rheinallee) und der Bereich zwischen Gneisenau-, Karl-Krämer-, 
Rottstraße und Rheinallee. 
 
 

3. PLANUNGSANLASS, -ZIELE UND –GRUNDSÄTZE 

Der Bebauungsplan Nr. 503 b „Rheinufer Süd, gerade Straßenführung“ ist seit 
dem 02.10.2002 rechtsverbindlich. Dies war die Grundlage zur Herstellung der 
Rheinallee, die im Dezember 2004 dem Verkehr übergeben wurde. Um die Markt-
gängigkeit des städtebaulichen Konzeptes und der angestrebten Nutzungen aus-
zuloten, fanden in den Jahren 1999 bis 2004 insgesamt 4 Investorenworkshops 
statt. In der Zeit seit Rechtskraft des Bebauungsplanes bis heute hat sich die 
Marktlage deutlich verändert, die Nachfrage nach Büroflächen ist rückläufig. Dies 
eröffnet die Möglichkeit, den Anteil an Wohnnutzung an der Rheinallee dement-
sprechend zu erhöhen. Allerdings setzt dies voraus, dass die Verträglichkeit von 
Wohnnutzungen entlang der Rheinallee gewährleistet werden kann.  
Bereits am 20.03.2006 hat die Rheinufer-Süd Entwicklungs-GmbH (RSE) im Bau- 
und Grundstücksausschuss über die planerische und bauliche Entwicklung im Be-
reich des 1. Baufeldes und die Fortschreibung des Masterplanes berichtet. Den 
Empfehlungen des RSE-Beirates folgend, hat dann der Bau- und Grundstücks-
ausschuss einer Änderung des Masterplanes bezüglich der Erhöhung der Anzahl 
der Vollgeschosse zugestimmt. Die Stadtsilhouette bekommt so durch Stadtvillen, 
die die Baumkronen überragen, mehr Prägnanz und letztendlich kommt dies auch 
den Wünschen der Bauherren entgegen. 
Einer Wohnnutzung stand zunächst jedoch folgendes Problem entgegen: 
Auf der Westseite des Baufeldes 1, zwischen Paul-Klee-Straße, Rheinallee und 
Emil-Nolde-Straße wurden zum Schutz von Wohnraum gegenüber Verkehrslärm 
passive Schallschutzmaßnahmen entsprechend den Lärmpegelbereichen V und VI 
festgelegt. Für Gewerbelärm gelten hingegen die Maßgaben der TA Lärm. Passive 
Lärmschutzmaßnahmen sind nach der TA Lärm nicht vorgesehen. Wegen der 
prognostizierten Überschreitung von 0,2 dB(A) des für Kerngebiete in der TA Lärm 
festgelegten Gewerbelärm-Nacht-Immissionsrichtwertes von 45,0 dB(A) wurde 
zusätzlich festgelegt, dass im nördlichen Bereich keine öffenbaren Fenster vorge-
sehen werden dürfen. Da diese Festsetzung für Wohnraumnutzung eine starke 
Einschränkung ist, wurde das Büro Genest, Ingenieurbüro für Schallschutz, beauf-
tragt, zu überprüfen inwieweit die seinerzeit zu Grunde gelegten Gutachten, die bis 
auf das Jahr 1997 zurück gehen, der heutigen tatsächlichen Lärmsituation gerecht 
werden.  
Sachlicher Anlass für erneute Untersuchungen sind folgende Gründe: 
Aus Sicht der Firma SIHI Sterling GmbH (inzwischen wieder Halberg Maschinenbau 

GmbH) hat sich die Lärmsituation durch werksinterne Umstrukturierungen und 
neue schallgedämmte Maschinen positiv verändert. Die Entfernung etwaiger Woh-
nungen an der Rheinallee von der maßgeblichen Lärmquelle, Pumpenprüfstand, 
ist größer als die des seinerzeit für die Prognose gewählten Messpunktes MP1. 
Rechnerisch könnte diese größere Distanz zur Lärmquelle eine Lärmminderung 
von etwa 1 dB(A) ergeben.  
Um Gewissheit bezüglich der tatsächlichen, aktuellen Lärmsituation zu erlangen, 
wurde das Ingenieurbüro Genest beauftragt, neue Schallmessungen durchzufüh-
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ren. Dazu musste extra ein gesonderter Prüflauf einer der großen Pumpen anbe-
raumt werden. 
So wurden zur Ermittlung des Betriebslärms der Firma Sterling SIHI GmbH am 
25.06.2008 während der Nachtzeit von 01.00 – 02.00 Uhr Schallmessungen (An-
lage 2. Messbericht Nr. 12993M vom 03.07.2008) an drei repräsentativen Mess-
punkten durchgeführt. Anhand dieser Schallmessergebnisse wurde an allen drei 
Messpunkten ein Nacht-Beurteilungspegel von LrN = 39 dB (A) ermittelt. Dies be-
deutet, dass der maßgebliche Nacht-Immissionsrichtwert der TA Lärm für Kern- 
und Mischgebiete von 45,0 dB(A) an allen drei Messpunkten deutlich unterschrit-
ten wird.  
Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 503b „Rheinufer Süd, gerade Straßenfüh-
rung“ setzt fest, dass in gesondert gekennzeichneten Bereichen Aufenthaltsräume 
von Wohnungen zum Schutz vor gewerblichen Geräuschimmissionen keine zu 
öffnenden Fenster haben dürfen. Da nach der TA-Lärm passive Lärmschutzmaß-
nahmen nicht vorgesehen sind, sind Wohnungen hier praktisch nicht realisierbar. 
Durch die aktuellen, vorgenannten Messergebnisse des Gewerbelärms wird dieser 
Festsetzung die sachliche Grundlage entzogen. Bezüglich des Straßenverkehrs-
lärms gelten weiterhin die Maßgaben zum passiven Lärmschutz, so wie sie für die 
verschiedenen Bereiche des Bebauungsplanes in den Textlichen Festsetzungen 
formuliert sind.  
Unter Einhaltung der vorgenannten Maßgaben kann die Art der zulässigen Nut-
zungen dahingehend erweitert werden, dass in den oberen Geschossen entlang 
der Rheinallee auch das Wohnen ermöglicht wird, im Erdgeschoss Wohnen hin-
gegen ausgeschlossen bleibt. Dies ist eines der Ziele der anstehenden Bebau-
ungsplanänderung. Darüber hinaus soll mit der Planänderung die 2006 beschlos-
sene Fortschreibung des Masterplanes im Bebauungsplan Nr. 503c „Rheinallee“ 
übernommen werden. 
Gleichzeitig wurden auch die sonstigen Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 
503b „Rheinufer Süd, gerade Straßenführung“ überprüft. Dabei wurde festgestellt, 
dass einige Punkte konkretisiert bzw. den teilweise veränderten Rahmenbedin-
gungen angepasst werden mussten, um eine geordnete städtebauliche Entwick-
lung bei der Umsetzung des Bebauungsplans zu gewährleisten. 
 
Für die beabsichtigen Änderungen insbesondere im Bereich der Art und des Ma-
ßes der baulichen Nutzung ist die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 503c 
„Rheinallee“ nach § 1 (3) BauGB erforderlich. 
 
  



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 503c "Rheinallee" 

 
 

 
4-125;H.Tro;3300 - 7/111 - Stand: 16.03.16 
 

4. VERHÄLTNIS ZUR ÜBERGEORDNETEN UND SONSTIGEN PLA-
NUNG 

4.1. Flächennutzungsplanung/Regional- und Landesplanung  

Im Flächennutzungsplan '99 der Stadt Ludwigshafen bzw. in der FNP-
Teiländerung Nr. 4 "Rheinufer-Süd, gerade Straßenführung" ist der Bereich des 
Bebauungsplanes Nr. 503c als Wohnbaufläche bzw. parallel zu der Rheinallee als 
Gemischte Baufläche dargestellt. 
Der Bebauungsplan ist somit im Sinne des § 8 (2) BauGB aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt und entspricht den Zielen der Raumordnung. 
 
 
4.2. Informelle Planungen  

Für den Bereich des Rheinufers Süd und den nördlichen Teil der Parkinsel wurde 
ein Masterplan erarbeitet, welcher die Grundzüge der Bebauungsstruktur darstellt. 
In seiner Sitzung am 20.03.2006 hat der Bau- und Grundstücksausschuss die 
Fortschreibung dieses Planes (insbesondere Gebäudehöhen) gebilligt. Der Ände-
rungsbebauungsplan Nr. 503c ist somit auch aus dem Masterplan heraus entwi-
ckelt. 
 
 
4.3. Verhältnis zum Bebauungsplan Nr. 503b " Rheinufer Süd gerade Stra-

ßenführung" 

Der Bebauungsplan Nr. 503c "Rheinallee" ersetzt in seinem Geltungsbereich den 
rechtskräftigen Bebauungsplan 503b "Rheinufer Süd gerade Straßenführung". Im 
Nachfolgenden werden lediglich die im Vergleich zum Bebauungsplan Nr. 503b 
vorgenommenen Festsetzungsänderungen begründet.  
Die erneute Erstellung eines Landschaftsplanes ist nicht notwendig, da die Grund-
flächenzahl (GRZ) nicht erhöht und das Erschließungsnetz übernommen wird. Der 
Bebauungsplan bereitet keine neuen Eingriffe in Natur und Landschaft vor, sodass 
die Aussagen des Landespflegerischen Planungsbeitrags zum Bebauungsplan Nr. 
503b weiterhin gültig bleiben. 
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5. BEGRÜNDUNG ZU DEN PLANFESTSETZUNGEN 

Im Nachfolgenden werden lediglich die im Vergleich zum Bebauungsplan Nr. 503b geänderten Festsetzungen begründet. 
 

Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 503c "Rheinallee" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Ergänzung: 

Rechtsgrundlage unter Hauptüberschrift: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 503c "Rheinallee" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

 

 

 

Begründung: 
Wohnungen sollen in der Regel nur in den Obergeschossen zugelassen werden, um einerseits eine Nutzungsmischung zu gewährleisten und ande-
rerseits sicherzustellen, dass die störempfindlichere Wohnnutzung durch den Straßenverkehr auf der gleichen Ebene akustisch wie optisch weniger 
beeinträchtigt wird. Wenn sichergestellt ist, dass sich Wohnungen im Erdgeschoss ausschließlich zu den ruhigen Quartiersinnenbereichen orientieren 
und somit eine Beeinträchtigung durch den Straßenverkehr ausgeschlossen ist, sind diese auch ausnahmsweise im Erdgeschoss zulässig. Die der 
Straße zugewandten Gebäudeteile sind dann anderweitig zu nutzen, damit keine ungegliederten Fassaden (z.B. ohne Fensteröffnungen) entstehen. 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 503c "Rheinallee" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

 
Weiterhin sollen nachfolgend definierte Nutzungen und Einrichtungen innerhalb des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes aus besonderen 
städtebaulichen Gründen in allen Mischgebieten generell nicht zugelassen werden. So entsteht am Rheinufer Süd ein neues hochwertiges städtisches 
Quartier, welches sich insbesondere auch durch eine hohe Wohnqualität auszeichnen soll. Von daher muss städtebaulichen Fehlentwicklungen von 
vorneherein entgegengetreten und ein Negativimage, welches durch nachfolgende Einrichtungen und Anlagen verursacht würde, vermieden werden. 
 
Definitionen: 
 

Sexshops im Sinne der Festsetzungen dieses Bebauungsplans sind Einzelhandelsbetriebe mit einem überwiegenden Sex- und Erotiksortiment, insbe-
sondere also Sexspielzeug, pornographische Magazine, Bilder und Filme (Video VHS, Super-Video CD, Video CD, DVD aller Arten, UMD™, her-
kömmliches Filmmaterial), und CD-/DVD-Roms und alle anderen elektronischen/digitalen Speichermedien mit entsprechenden Inhalten, erotische 
Spiele auf digitalen und herkömmlichen Medien, erotische Bekleidung und Dessous, Stimulantia verschiedener Art, Accessoires für unterschiedliche 
sexuelle Neigungen und Vorlieben. 
 

Vergnügungsstätten im Sinne der Festsetzungen dieses Bebauungsplans sind Gewerbebetriebe besonderer Art, insbesondere in Form von Automa-
tenspielhallen, Videospielhallen, Computerspielhallen, Spielcasinos, Spielbanken, Nachtlokalen, Nacht- und Tanzbars, Striptease-Lokalen, Peep-
Shows, Swinger-Clubs und Sex-Kinos. Eine Hotelbar als integraler Bestandteil eines Beherbergungsbetriebes wird durch diese Festsetzung des Be-
bauungsplanes jedoch nicht erfasst. 
 

Wettbüros im Sinne der Festsetzungen dieses Bebauungsplans sind Gewerbebetriebe, deren überwiegender Geschäftszweck auf die Vermittlung von 
Sportwetten an Buchmacher im In- und Ausland oder auf die eigene Durchführung von Sportwetten gerichtet ist. Möglich ist auch die Vermittlung oder 
eigene Durchführung von Wetten auf andere Ereignisse, die von öffentlichem oder speziellem Interesse sind oder auch Wetten auf Kuriositäten. Wei-
terhin möglich ist auch die Durchführung und/oder Vermittlung von Glücksspielen und/oder Lotterien. 
 

Call-Shops im Sinne der Festsetzungen dieses Bebauungsplans sind sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe deren überwiegender Ge-
schäftszweck in der Dienstleistung besteht, Telefonate ins In- und Ausland zu ermöglichen, deren Preis üblicherweise unter den üblichen Festnetzver-
bindungspreisen liegt, wobei die Telefonate in geschlossenen oder halb offenen Kabinen geführt werden können. Möglich sind auch Computer, mit 
denen der Zugang zum Internet ermöglicht wird. 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 503c "Rheinallee" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

 

 

 

Begründung: 
Sofern der Nachweis geführt werden konnte dass keine Immissionsschutzgründe generell gegen eine Wohnnutzung sprechen, sollen Wohnungen 
entlang der Rheinallee nur in den Obergeschossen zugelassen werden können, um einerseits eine kerngebietstypische Erscheinung der Erdge-
schosszone zu gewährleisten und andererseits sicherzustellen, dass eine störempfindlichere Wohnnutzung nicht durch den Straßenverkehr auf der 
gleichen Ebene akustisch wie optisch beeinträchtigt wird. 
 

Darüber hinaus sollen nachfolgend definierte Nutzungen und Einrichtungen innerhalb des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes aus besonde-
ren städtebaulichen Gründen in allen Kerngebieten generell nicht zugelassen werden. So entsteht am Rheinufer Süd ein neues hochwertiges städti-
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 503c "Rheinallee" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

sches Quartier, welches sich insbesondere auch durch eine hohe Wohnqualität auszeichnen soll. Von daher muss städtebaulichen Fehlentwicklungen 
auch in unmittelbarer Nachbarschaft der Misch- und Wohngebiete von vorneherein entgegengetreten und ein Negativimage, welches durch nachfol-
gende Einrichtungen und Anlagen verursacht würde, vermieden werden. 
 

Definitionen: 
Vgl. Ausführungen zum Punkt "Mischgebiete (MI)". 
 

gestrichen/ 
durch Festsetzung Mischgebiete (MI) ersetzt 

 

 
 

Begründung: 
Aufgrund der aktuellen Messergebnisse des Gewerbelärms, wonach an den untersuchten Messpunkten der Nacht-Immissionsrichtwert für Kern- und 
Mischgebiete von 45 dB(A) deutlich unterschritten wird (und mit LrN=39 dB(A) sogar noch kleiner als der Nacht-Immissionsrichtwert für allgemeine 
Wohngebiet (40 dB(A)) ist, vgl. auch Kapitel 10.2) kann prinzipiell auch Wohnen zugelassen und somit ein Mischgebiet festgesetzt werden. 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 503c "Rheinallee" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

Dieser Teilbereich befindet sich nicht mehr im Geltungsbereich dieses Bebau-
ungsplanes. Somit wurde diese Festsetzung ersatzlos gestrichen. 

 
 

Begründung: 
Der Bereich liegt nunmehr im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 503d "Südlich Halberg" 
 
Der Teilbereich für den diese Festsetzung galt, befindet sich nicht mehr im Gel-
tungsbereich dieses Bebauungsplanes. Somit wurde diese Festsetzung ersatzlos 
gestrichen. 

 

 

Begründung: 
Der Bereich liegt nunmehr im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 503d "Südlich Halberg" 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 503c "Rheinallee" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

 

 

 

 

Begründung: 
Dass bauliche Anlagen, die unterhalb der Geländeoberfläche liegen nicht bei der Ermittlung der Grundfläche zu berücksichtigen sind, dient lediglich 
der Klarstellung. Da die erforderlichen Stellplätze in der Regel in Tiefgaragen nachgewiesen werden müssen, sind weite Teile der Grundstücke 
zwangsläufig zu unterbauen. 
 
Durch die Erhöhung der Anzahl der Vollgeschosse wird die vom Bau- und Grundstücksausschuss vom 20.03.2006 gebilligten Fortschreibung des 
Masterplans bauplanungsrechtlich umgesetzt. Die Gebäudehöhen entsprechen damit den im Baufeld 1 bereits realisierten Gebäuden und die Stadtsil-
houette bekommt so durch Stadtvillen, die die Baumkronen überragen, mehr Prägnanz. 
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unverändert übernommen 

 

 

 

 

Begründung: 
Die Festsetzung, wonach nur untergeordnete Balkone die Baugrenze überschreiten dürfen, dient der Klarstellung, dass klar definierte Gebäudefluch-
ten zum öffentlichen Raum hin eingehalten werden sollen. 
Weiterhin wird durch eine bedingte Festsetzung klargestellt, dass Bereiche mit Leitungsrechten, sollten sie nicht mehr gebraucht werden, überbaut 
werden dürfen. 
 

unverändert übernommen 

 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 503c "Rheinallee" 

 
 

 
4-125;H.Tro;3300 - 16/111 - Stand: 16.03.16 
 

Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 503c "Rheinallee" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Änderung: 

Anpassung Satzreihenfolge und Nummerierung 

 

 

 
 

 

Begründung: 
Teilweise sind die Leitungsrechte nicht mehr erforderlich. 
Zudem wird durch eine bedingte Festsetzung klargestellt, dass Bereiche mit Leitungsrechten, sollten sie nicht mehr gebraucht werden, überbaut bzw. 
bepflanzt werden dürfen. 
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1.8 Schutz vor Geräuschimmissionen 
     - passive Schallschutzmaßnahmen 
§ 9 Abs.1 Nr.24 BauGB  

ersatzlos gestrichen 

 
 

Begründung: 
Die Lärmsituation der Firma SIHI Sterling (inzwischen wieder Halberg Maschinenbau GmbH) hat sich in den vergangenen Jahren durch werksinterne 
Umstrukturierungen und neue schallgedämmte Maschinen positiv verändert. 
Eine Schallmessung durch das Ingenieurbüro Genest, zur Ermittlung des Betriebslärms der Firma Sterling SIHI GmbH hat ergeben, dass der maßgeb-
liche Nacht-Immissionsrichtwert der TA Lärm für Kern- und Mischgebiete von 45,0 dB(A) an allen drei Messpunkten deutlich unterschritten wird (vgl. 
Anlage 10.2  Messbericht Nr. 12993M vom 03.07.2008). 
Somit ist die Festsetzung nicht mehr erforderlich und konnte gestrichen werden. 
 

unverändert übernommen 
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unverändert übernommen 

 

unverändert übernommen 
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unverändert übernommen 

 

unverändert übernommen 

 

unverändert übernommen 
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unverändert übernommen 
 

 

unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Änderung: 

Anpassung letzter Satz auf aktuelle Nummerierung 
 

unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Änderung: 

Rechtsgrundlage unter Hauptüberschrift: § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 LBauO 
streiche "Nr. 503, Rheinufer Süd" 

setze "Nr. 503c, Rheinallee" 
und bei Sockelhöhe Zitat Rechtsgrundlage: 

(§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO) 

 
 

unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Ergänzung Rechtsgrundlage: 

(§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO) 
sowie Anpassung letzter Satz auf aktuelle Nummerierung 
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Dachformen  
(§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO) 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind lediglich Flachdächer bzw. flach 
geneigte Dächer bis maximal 10° Dachneigung zur Waagerechten zulässig. Da-
bei sind die Attiken bzw. Dachabschlüsse an allen Gebäudeseiten gerade (0° 
Neigung zur Waagerechten) auszuführen. 
 

bislang nicht festgesetzt 

 

Begründung: 
In den bereits realisierten Baufeldern wurden alle Bauvorhaben mit Flachdächern ausgeführt und bei der Vergabe der Grundstücke wurde dieses Ge-
staltelement zur Wahrung eines modernen, harmonischen Ortsbildes bereits immer zur Auflage gemacht. Durch die Festsetzung im Bebauungsplan ist 
somit auch planungsrechtlich sichergestellt, dass sich neue Bauvorhaben in die bestehenden Strukturen einfügen und andererseits bereits bestehende 
Gebäude auch nicht im Nachhinein mit einem steileren Dach versehen werden dürfen und somit die klare Formensprache nachhaltig gesichert wird. 
 

 

bislang nicht festgesetzt 

 

Begründung: 
Aus siedlungsökologischen Gründen sind Photovoltaik-/Solarthermieanlagen auf Dächern prinzipiell zulässig. Allerdings müssen die Solaranlagen so 
angebracht werden, dass sie das Ortsbild nicht stören, d.h. in der Regel parallel zur Dachhaut. 
Aufgeständerte Anlagen sind aufgrund ihrer optischen Dominanz nur ausnahmsweise zulässig, wenn sie durch eine Attika verdeckt werden und somit 
vom Straßenraum nicht wahrnehmbar sind und die Dachlandschaft nicht stören. 
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unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Ergänzung Rechtsgrundlage: 

(§ 88 Abs. 1 Nr. 7 LBauO) 

 

unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Ergänzung Rechtsgrundlage: 

(§ 88 Abs. 1 Nr. 7 LBauO) 
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Begründung: 
Werbeanlagen können wesentlich das Bild der Stadt prägen. Da das Rheinufer Süd als neues Stadtquartier mit hoher Gestalt- und auch Wohn-/ Le-
bensqualität entwickelt werden soll, ist eine Reglementierung der äußeren Gestalt von Werbeanlagen erforderlich. Im Bebauungsplan wurden nach 
§ 88 (1) LBauO Festsetzungen zur äußeren Gestaltung von Werbeanlagen getroffen, um ein möglichst homogenes, ansprechendes Gesamtbild inner-
halb des neuen Stadtquartiers zu sichern. 
Es wird dabei von dem Grundsatz ausgegangen, dass Werbeanlagen nur an der Stätte der Leistung zulässig sind. 
"Aggressive" und von der Allgemeinheit als störend empfundene Werbeanlagen, wie stark strahlende/blendende oder blinkende Anlagen oder Werbe-
einrichtungen, die die Gebäude unverhältnismäßig überragen, werden ausgeschlossen (im WA-Gebiet sind Pylone oder Werbung über Dächern gene-
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rell unzulässig). 
 

 

bislang nicht festgesetzt 

 

Begründung: 
Das Anbringen von Außenantennen (auch Parabolantennen) wird beschränkt, um optische Missstände in dem Gebiet, welches als neues Stadtquartier 
mit hoher Gestaltqualität entwickelt werden soll, zu vermeiden. Zudem ist das Gebiet bereits über die TWL-KOM an das Kabelfernsehnetz ange-
schlossen und der Empfang von Fernsehprogrammen über das Internet schreitet immer weiter fort.  
Die Einhaltung eines Mindestabstands der Antennen von der Gebäudeaußenkante gewährt, bei üblichen Gebäudebreiten von mindestens 12m, eine 
gewisse Flexibilität für den Bauherrn, die das Ziel dieser Festsetzung jedoch nicht in Frage stellt. 
Mobilfunkantennen, welche i.d.R. erheblich höher sind als o.g. Außenantennen für den Rundfunk-/Fernsehempfang wurden generell ausgeschlossen, 
um in dem überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiet gestalterische Missstände zu vermeiden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 503c "Rheinallee" 

 
 

 
4-125;H.Tro;3300 - 25/111 - Stand: 16.03.16 
 

Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 503c "Rheinallee" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

3. Kennzeichnungen  
(§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB) 

 

Hoher Grundwasserstand 
Aufgrund der unmittelbaren Nähe zum Rhein, muss davon ausgegangen wer-
den, dass das Grundwasser innerhalb des Gebietes hoch ansteht, wobei der 
Grundwasserstand korrespondierend zum Rheinwasserstand schwanken kann. 
Die Ausführung von Gebäuden und sonstigen baulichen Maßnahmen sollte ent-
sprechend der Gefährdungslage erfolgen, um Nässe- und Vernässungsschäden 
zu vermeiden. 

bislang als Hinweis im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Nach Auswertung der Karte "Bemessungsgrundwasserstand und zugehörige Flurabstände" (SGD Süd, Regionalstelle WAB, März 2009) muss im Be-
reich des Rheinufers Süd von einem Bemessungsgrundwasserstand von etwa 92müNN ausgegangen werden. Dies bedeutet, dass bei einer mittleren 
Straßenhöhe von 94müNN Keller oder Tiefgaragen durchaus in einem gefährdeten Bereich hergestellt werden. 
Deshalb wird im Bebauungsplan eine entsprechende textliche Kennzeichnung aufgenommen, um bereits frühzeitig darauf hinzuweisen, dass bei bau-
lichen Maßnahmen mit erhöhtem Aufwand gerechnet werden muss. Durch entsprechende Planungen/Maßnahmen (z.B. wasserdichte Ausführung der 
Kellergeschosse) muss auf die potentielle Gefährdung durch zumindest temporär hoch anstehendes Grundwasser reagiert werden. 
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bislang nicht im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Die nachrichtliche Übernahme stellt lediglich klar, dass die Regelungen der Fernheizungssatzung sowie die gesetzlichen Regelungen des Landeswas-
sergesetzes zu beachten sind. 
 

unverändert übernommen, 
lediglich Nummerierung angepasst: 

"5. Hinweise/Empfehlungen" 
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unverändert übernommen 

 

durch "Kennzeichnung" ersetzt 
(Begründung siehe Punkt "Kennzeichnung") 

 

unverändert übernommen 

 

unverändert übernommen  
(Tabellen nicht abgedruckt) 

unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Anpassung an aktuelle Bereichsbezeichnung 
(streiche "Sparte", setze " Bereich" und streiche 4-11, setze 4-15) 

 

unverändert übernommen, 
lediglich neue Bezeichnung des Gesetztes eingefügt  
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unverändert übernommen 
lediglich redaktionelle Anpassung an aktuelle Bereichsbezeichnung 

("… des Bereiches Umwelt (4-15)" statt "… der Sparte Umwelt (4-11)")  
 

 

bislang nicht im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Durch den Hinweis wird klargestellt, dass trotz der vorhandenen Vorkehrungen zum Hochwasserschutz entlang des Rheins eine Überflutung des 
Plangebietes nicht ausgeschlossen ist. Es lässt sich daraus kein Schadensersatzanspruch sowie kein Anspruch auf Verstärkung oder Erhöhung der 
Hochwasserschutzanlagen ableiten. 
Zur Reduzierung des Schadenspotentials ist die Bauweise/Nutzung der Gefährdungslage entsprechend anzupassen. Hier wird auf die einschlägige 
Literatur verwiesen, wie z.B.: 

 Hochwasserhandbuch Leben, Wohnen und Bauen in hochwassergefährdeten Gebieten (Hrsg.: MUF, Mainz 1998), 

 Hochwasserschutzfibel, Objektschutz und bauliche Vorsorge (Hrsg. Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Berlin 2013) 
oder 

 Hochwasserfibel – Bauvorsorge in hochwassergefährdeten Gebieten (Hrsg. MURL Düsseldorf 1999). 
 

 

bislang nicht im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Radon ist ein in der Erdkruste natürlich vorkommendes radioaktives Edelgas. Es entweicht aus Gesteinen und Böden und breitet sich über die Bo-
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denluft oder gelöst im Wasser aus. Die Höhe der Radonkonzentration in der Bodenluft wird von der geologischen Beschaffenheit und der Durchläs-
sigkeit des Untergrundes bestimmt. Für den Bereich des Oberrheingrabens, in dem auch das Plangebiet liegt, weist die zur groben Orientierung ge-
eignete Radonprognose-Karte ein erhöhtes Radonpotenzial (40-100 kBq/m³) auf. Hier ist es in der Regel ausreichend neben regelmäßigem Lüften 
auf die Durchgängigkeit der Betonfundamentplatte und einen DIN-gerechten Schutz gegen Bodenfeuchte zu achten. Daher wurde ein entsprechen-
der Hinweis „Natürliches Radonpotenzial“ in die Planung aufgenommen. Liegt es im Interesse des Bauherrn die konkrete Radonbelastung auf seinem 
Grundstück zu bestimmen, kann er Untersuchungen zur Radonbelastung der Bodenluft durchführen oder durchführen lassen. Liegen die Werte im 
Einzelfall über 100kBq/m³ können z.B. der Abschluss des Treppenhauses gegen das Untergeschoss, der Verzicht auf Wohn- und Aufenthaltsräume 
im Kellerbereich oder der Einbau einer radondichten Folie unter der Bodenplatte sinnvoll sein. 
Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten, aber auch Radonsanierungen können dem Radon-Handbuch des Bundesamts für Strahlen-
schutz entnommen werden (www.bfs.de/de/bfs/druck/jahresberichte/jb2001_aet07.pdf). Weitere Informationen erteilt die Radon-Informationsstelle im 
Landesamt für Umwelt (www.luwg.rlp.de › Startseite › Service › Radon-Informationen) und das Landesamt für Geologie und Bergbau (www.lgb-rlp.de). 
 

 

bislang nicht im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Der Hinweis dient zur Klarstellung, dass die verwendeten Normen einsehbar sind. 
 

 

bislang nicht im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Anhand von Luftbildern ist eine visuelle Bewertung hinsichtlich möglicher Blindgängereinschläge nicht verlässlich möglich. Die Fläche gilt daher ins-
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gesamt als potentiell belastet. Hinzu kommt, dass eventuelle Kampfhandlungen vor oder nach dem Zeitpunkt der Aufnahmen, sowie mögliche stattge-
fundene Verlagerungen oder Räumungen von Kampfmitteln die visuelle Beurteilung und Auswertung verfälschen können. Das Vorhandensein von 
Kampfmitteln ist daher grundsätzlich nicht auszuschließen. Es wird daher ein Hinweis auf mögliche Kampfmittel im Boden in den Bebauungsplan auf-
genommen. 
 

 

bislang nicht im B-Plan aufgenommen 

 

Begründung: 
Der Hinweis dient zur Klarstellung gesetzlicher Vorgaben. 
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Zeichnerische Festsetzungen 

  
 

Begründung:  
Die Bereiche westlich der Rheinallee zwischen Pfalzgrafen- und Rottstraße sowie östlich der Rheinallee südlich der Max-Pechstein-Straße wurden aus 
dem Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes herausgenommen. Für diese Bereiche wurde bereits eigenständiges Baurecht über die Bebauungs-
pläne Nr. 503d "Südlich Halberg" sowie Nr. 620 "Luitpoldhafen West" geschaffen. 
 

503d 

620 
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Begründung:  
Auf die Festsetzung der Bauweise wurde verzichtet, da hier durchaus z.B. auch Einzelbaukörper realisiert werden können, welche formell nicht der 
Definition der geschlossenen Bauweise entsprechen. Der Bezugspunkt für die Höhenbegrenzung wurde konkretisiert. 
Als Traufhöhe (TH) ist bei einem auf allen Seiten zurückgesetzten Staffelgeschoss die Oberkante der Brüstung dieses Geschosses definiert. 
Somit können bis zu sieben Vollgeschosse zuzüglich eines Staffelgeschosses realisiert werden. 
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Begründung: 
Entlang der östlichen Straßenfront des Parkhauses der Telekom sowie des Betriebsgeländes der Halberg Maschinenbau GmbH wurde auf gesamter 
Länge die Zufahrtsmöglichkeit untersagt, um Störungen des Verkehrsflusses auf der Rheinallee auszuschließen. Die betroffenen Grundstücke sind 
bereits heute über die Halberg- bzw. Pfalzgrafenstraße ausreichend erschlossen. 
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Begründung: 
Die Verkehrsfläche des nord-süd-verlaufenden Teils der Halbergstraße wird zugunsten des westlichen Baufeldes verringert, da der Straßenquerschnitt 
überdimensioniert war und in dieser Breite nicht benötigt wird. 
 
Zur Änderung der Anzahl der Vollgeschosse vgl. Begründung zum Punkt "1.2 Maß der baulichen Nutzung". 
Die GRZ/GFZ wurde an die südlich angrenzenden Baufelder angepasst. 
Zur Festsetzung der Dachform (Flachdach) vgl. Begründung zum Punkt "2. Örtliche Bauvorschriften" – "Dachformen". 
Diese teilweise auch in den restlichen Baufeldern vorgenommenen Änderungen werden nachfolgend nicht erneut begründet. 
 
Auf das Leitungsrecht "C" östlich der Rheinpromenade konnte verzichtet und das Baufenster ausgeweitet werden, da dort keine Leitungen mehr vor-
handen sind. 
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Begründung: 
Neben den bereits o.g. Änderungen wurden die Baugrenzen des Mischgebietes entlang der Rheinallee nach Süden bis zur Straßenbegrenzungslinie 
verschoben, um eine möglichst geschlossene Gebäudefront an der Rheinallee zu ermöglichen und damit die dahinterliegende Wohnbebauung vor 
Lärm zu schützen. 
Die nördliche Baugrenze des Wohngebietes wurde, analog der bereits realisierten Bebauung in Baufeld 1, 3m in Richtung Süden verschoben, um eine 
Vorgartenzone zu definieren. Somit erhält die Wohnnutzung einen gewissen Abstand zu den öffentlichen Verkehrsflächen und gerade die Wohnräume 
im Erdgeschoss können von der Öffentlichkeit besser abgeschirmt werden. 
Diese teilweise auch in den restlichen Baufeldern vorgenommenen Änderungen werden nachfolgend nicht erneut begründet. 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 503c "Rheinallee" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

  
 

Begründung: 
Vgl. vorangestellte Ausführungen. 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 503c "Rheinallee" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

  
 

Begründung: 
Das Gebäude wurde mit den getroffenen Festsetzungen bezüglich der baulichen Möglichkeiten quasi auf die Bestandsituation festgeschrieben. Eine 
Aufstockung des Gebäudes soll nicht möglich sein, um der dahinterliegenden Wohnbebauung den Blick in Richtung Rhein nicht weiter zu verstellen. 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 503c "Rheinallee" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

  
 

Begründung: 
Nachrichtliche Übernahme "Richtfunktrasse 407554414 der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG mit Schutzstreifen" 
Im Plangebiet verläuft eine raumbedeutsame Richtfunkstrecke. Um erhebliche Störungen der bereits vorhandenen Telekommunikationslinie zu ver-
meiden, dürfen Gebäude/Baukonstruktionen im diesem Bereich eine Höhe von 123m NHN (entspricht etwa einer Gebäudehöhe von 28m) nicht über-
schreiten. Da in diesem Bereich maximal 5 Vollgeschosse zulässig sind, kann davon ausgegangen werden, dass durch die Bebauung keine Konflikte 
entstehen. Allerdings ist zu beachten, dass auch während der Bauphase keine Baukräne in diese Richtfunktrasse ragen dürfen.  
Kontaktadresse bei Rückfragen: Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, Rheinstr 15, 14513 Teltow, Email: o2-MW-BImSchG@telefonica.com 
 
Ansonsten vgl. vorangestellte Ausführungen. 
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Festsetzung 

NEU 
B-Plan Nr. 503c "Rheinallee" 

Festsetzung 

ALT 
B-Plan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 

  
 

Begründung: 
Vgl. vorangestellte Ausführungen. 
Die Nordwestliche Baugrenze wurde zudem um 5m nach Süden verschoben, um die besonders raumgreifenden Platanen in der Rottstraße nicht 
durch zu nah heranrückende Bauvorhaben in ihrem Bestand zu gefährden. 
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6. ÜBERSCHLÄGIGE PRÜFUNG gem. § 13 (1) NR. 2. BauGB, OB ER-
HEBLICHE UMWLETAUSWIRKUNGEN ZU ERWARTEN SIND 

Wegen der durch den Bebauungsplan ermöglichten Grundflächen von über 
20.000m² bis unter 70.000m² ist eine Prüfung nach Anlage 2 des BauGB durchzu-
führen, ob im Vergleich zum rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 503b erhebliche 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind, um die Entscheidung treffen zu können, ob 
das Verfahren als beschleunigtes Verfahren nach § 13 a BauGB geführt werden 
kann. 
 

 1 2 3 

Lfd. Nr. 
in der 

Anlage 

Kriterien gemäß Anlage 2 
zum BauGB 

daraus entwickelte Fragen 
an den Bebauungsplan 

Beantwortung 
der Frage: 

 
JA oder NEIN 

eintragen 

Falls JA: 

Sind deswegen voraus-
sichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen zu 
erwarten, die in der Ab-
wägung zu berücksichti-
gen wären? 
JA oder NEIN eintragen 

1. Merkmale des Bebauungs-
plans, insbesondere in Bezug 
auf 

  

1.1. das Ausmaß, in dem der Be-
bauungsplan einen Rahmen im 
Sinne des § 14 b Abs. 3 des 
Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung setzt 

 

Setzt der Plan in nicht nur uner-
heblichem Ausmaß den Rah-
men für die Entscheidung über 
die Zulässigkeit von Vorhaben, 
indem er Festsetzungen mit Be-
deutung für spätere Zulas-
sungsentscheidungen enthält, 
insbesondere zum Bedarf, zur 
Größe, zum Standort, zur Be-
schaffenheit, zu Betriebsbedin-
gungen von Vorhaben oder zur 
Inanspruchnahme von Ressour-
cen? 

  

ja nein 

1.2. das Ausmaß, in dem der Be-
bauungsplan andere Pläne und 
Programme beeinflusst 

 

Beeinflusst der Bebauungsplan 
in nicht nur unerheblichem 
Ausmaß andere Pläne und Pro-
gramme? 

  

nein  

1.3. die Bedeutung des Bebauungs-
plans für die Einbeziehung um-
weltbezogener, einschließlich 
gesundheitsbezogener Erwä-
gungen, insbesondere im Hin-
blick auf die Förderung der 
nachhaltigen Entwicklung 
 

  

Hat der Bebauungsplan für die 
Einbeziehung umweltbezogener, 
einschließlich gesundheitsbezo-
gene Erwägungen, insbesonde-
re im Hinblick auf die Förderung 
der nachhaltigen Entwicklung, 
besondere Bedeutung? 

nein 
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 1 2 3 

Lfd. Nr. 
in der 

Anlage 

Kriterien gemäß Anlage 2 
zum BauGB 

daraus entwickelte Fragen 
an den Bebauungsplan 

Beantwortung 
der Frage: 

 
JA oder NEIN 

eintragen 

Falls JA: 

Sind deswegen voraus-
sichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen zu 
erwarten, die in der Ab-
wägung zu berücksichti-
gen wären? 
JA oder NEIN eintragen 

1.4. die für den Bebauungsplan 
relevanten umweltbezogenen, 
einschließlich gesundheitsbezo-
gener Probleme 

 

Sind für den Bebauungsplan 
umweltbezogene, einschließlich 
gesundheitsbezogene Probleme 
besonders relevant? 

  

nein  

1.5. die Bedeutung des Bebauungs-
plans für die Durchführung nati-
onaler und europäischer Um-
weltvorschriften 

 

Hat der Bebauungsplan nicht 
nur unerhebliche Bedeutung für 
die Durchführung nationaler und 
europäischer Umweltvorschrif-
ten? 

  

nein  

2. Merkmale der möglichen 
Auswirkungen und der vo-
raussichtlich betroffenen Ge-
biete, insbesondere in Bezug 
auf 

  

2.1. die Wahrscheinlichkeit, Dauer, 
Häufigkeit und Umkehrbarkeit 
der Auswirkungen 

 

Hat der Plan Auswirkungen auf 
folgende Schutzgüter: 

  

2.2.1. Tiere? nein  

2.2.2. Pflanzen? nein  

2.2.3. Boden? nein  

2.2.4. Wasser? nein  

2.2.5. Luft? nein  

2.2.6. Klima? nein  

2.2.7. Landschaft? ja nein 

2.2.8. biologische Vielfalt? nein  

2.2.9. Mensch und Gesundheit? nein  

2.2.10. Bevölkerung? nein  

2.2.11. Kulturgüter? nein  

2.2.12. sonstige Sachgüter? nein  

2.2.13. Wird das Wirkungsgefüge zwi-
schen den Schutzgütern beein-
flusst? Ist mit Wechselwirkun-
gen zu rechnen? 

nein  
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 1 2 3 

Lfd. Nr. 
in der 

Anlage 

Kriterien gemäß Anlage 2 
zum BauGB 

daraus entwickelte Fragen 
an den Bebauungsplan 

Beantwortung 
der Frage: 

 
JA oder NEIN 

eintragen 

Falls JA: 

Sind deswegen voraus-
sichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen zu 
erwarten, die in der Ab-
wägung zu berücksichti-
gen wären? 
JA oder NEIN eintragen 

2.2. den kumulativen und grenz-
überschreitenden Charakter der 
Auswirkungen 

 

Ist mit Auswirkungen von kumu-
lativem oder grenzüberschrei-
tenden Charakter zu rechnen? 

  

nein  

2.3. die Risiken für die Umwelt, ein-
schließlich der menschlichen 
Gesundheit (zum Beispiel bei 
Unfällen) 

 

Ist mit Auswirkungen in Bezug 
auf Risiken für die Umwelt, ein-
schließlich der menschlichen 
Gesundheit (zum Beispiel bei 
Unfällen), zu rechnen? 

  

nein  

2.4. den Umfang und die räumliche 
Ausdehnung der Auswirkungen 

 

Haben vom Plan ausgelöste 
Auswirkungen einen besonde-
ren Umfang oder eine besonde-
re räumliche Ausdehnung? 

  

nein  

2.5. die Bedeutung und die Sensibili-
tät des voraussichtlich betroffe-
nen Gebiets auf Grund der be-
sonderen natürlichen Merkmale, 
des kulturellen Erbes, der Inten-
sität der Bodennutzung des Ge-
biets jeweils unter Berücksichti-
gung der Überschreitung von 
Umweltqualitätsnormen und 
Grenzwerten 

 

Hat das vom Plan betroffene 
Gebiet wegen besonderer natür-
licher Merkmale, wegen dort 
vorhandenen kulturellen Erbes 
(z.B. Bodendenkmale), oder 
wegen der Intensität der Boden-
nutzung besondere Bedeutung? 

  

nein  

  

Werden voraussichtlich diesbe-
zügliche Umweltqualitätsnormen 
oder Grenzwerte überschritten? 

nein  

2.6. Merkmale der möglichen Aus-
wirkungen und der voraussicht-
lich betroffenen Gebiete, insbe-
sonde-re in Bezug auf folgende 
Gebiete: 

 

Hat die Verwirklichung des 
Plans möglicher weise Auswir-
kungen auf eines der folgenden 
Gebiete: 
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 1 2 3 

Lfd. Nr. 
in der 

Anlage 

Kriterien gemäß Anlage 2 
zum BauGB 

daraus entwickelte Fragen 
an den Bebauungsplan 

Beantwortung 
der Frage: 

 
JA oder NEIN 

eintragen 

Falls JA: 

Sind deswegen voraus-
sichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen zu 
erwarten, die in der Ab-
wägung zu berücksichti-
gen wären? 
JA oder NEIN eintragen 

2.6.1. im Bundesanzeiger gem. § 10 
Abs. 6 Nr. 1 des Bundesnatur-
schutzgesetzes bekannt ge-
machte Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung oder Eu-
ropäische Vogelschutzgebiete 

nein  

2.6.2. Naturschutzgebiete gemäß § 23 
des Bundesnaturschutzgeset-
zes, soweit nicht bereits von 
Nummer 2.6.1 erfasst 

nein  

2.6.3. Nationalparke gem. § 24 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, 
soweit nicht bereits von Num-
mer 2.6.1 erfasst 

nein  

2.6.4. Biosphärenreservate und Land-
schaftsschutzgebiete gemäß 
den §§ 25 und 26 des Bun-
desnaturschutzgesetzes 

nein  

2.6.5. gesetzlich geschützte Biotope 
gemäß § 30 des Bundesnatur-
schutzgesetzes 

nein  

2.6.6. Wasserschutzgebiete gemäß § 
19 des Wasserhaushaltsgeset-
zes oder nach Landeswasser-
recht festgesetzte Heilquellen-
schutzgebiete sowie Über-
schwemmungsgebiete gemäß § 
31 b des Wasserhaushaltsge-
setzes 

nein  

2.6.7. Gebiete, in denen die in den 
Gemeinschaftsvorschriften fest-
gelegten Umweltqualitätsnor-
men bereits überschritten sind 

nein  

2.6.8. Gebiete mit hoher Bevölke-
rungsdichte, insbesondere Zent-
rale Orte und Siedlungsschwer-
punkte in verdichteten Räumen 
im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 2 
und 5 des Raumordnungsgeset-
zes 

nein  

2.6.9. in amtlichen Listen oder Karten 
verzeichnete Denkmäler, 
Denkmalensembles, Boden-
denkmäler oder Gebiete, die 
von der durch die Länder be-
stimmten Denkmalschutzbehör-
de als archäologisch bedeuten-
de Landschaften eingestuft wor-
den sind 

nein  

 

Da in der dritten Spalte des Prüfungsformulars1 keine Frage mit Ja beantwortet 
wurde, hat der Bebauungsplan Nr. 503c "Rheinallee" voraussichtlich keine erhebli-
chen Umweltauswirkungen und darf daher nach § 13a BauGB aufgestellt werden.   

                                                           
1
 vgl. Prof. Dr. jur. Gerd Schmidt-Eichstaedt, Berlin; in BauR 2007, S. 1148 ff. 
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7. WEITERE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

7.1. Klimaschutz und Klimaanpassung 

Das Baugebiet befindet sich in einer Innenstadtlage, weshalb die getroffenen Festsetzungen ne-
ben Belangen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung auch anderen Belangen gerecht wer-
den müssen. Dies sind insbesondere Belange der Nachbarschaft, der Nachfrage nach bestimmten 
Nutzungsarten sowie Belange des Ortsbildes/der Stadtgestaltung. 
Die mit der Bebauungsplanänderung vorgenommene Nachverdichtung im Innenbereich (insbe-
sondere die Erhöhung der Anzahl der Vollgeschosse sowie damit verbunden der GFZ) führt zu 
Flächeneinsparungen an der Peripherie und im bislang unbebauten Außenbereich und leistet so-
mit einen Beitrag zum Klimaschutz. Durch die zentrale Lage der Grundstücke werden erforderliche 
Wege möglichst kurz gehalten und das Baugebiet ist auch mit nicht-motorisierten Verkehrsmitteln 
bzw. mit dem öffentlichen Personennahverkehr problemlos erreichbar. 
Zudem wird die Planung den Erfordernissen des Klimaschutzes bzw. Klimawandels auch durch die 
Festsetzungen zu Dachbegrünung und sonstigen Pflanz- und Begrünungsvorschriften sowie der 
Tatsache, dass sich das Gebiet innerhalb einer Anschluss- und Benutzungszwangsatzung für die 
aus der Müllverbrennung gewonnene Fernwärme befindet, gerecht. 
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8. ABWÄGUNG DER ÖFFENTLICHEN UND PRIVATEN BELANGE 

8.1. Äußerungen der Öffentlichkeit gem. § 13a (3) Nr. 2 BauGB 

Die Öffentlichkeit konnte sich über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie über 
wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten lassen und sich im Zeitraum 
vom 23.02.09 bis einschließlich 06.03.09 zur Planung äußern. Im Rahmen dieses 
Verfahrensschrittes wurden keine Anregungen geäußert. 
 
 
8.2. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gem. § 4 (2) BauGB 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich 
durch die Planung berührt werden können, wurden mit Schreiben vom 11.11.15 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB am Bebauungsplanverfahren beteiligt. Es wurde ihnen die 
Möglichkeit zur Stellungnahme innerhalb eines Monats gegeben. Parallel zu der 
Trägerbeteiligung wurden auch die städtischen Stellen und der Ortsbeirat südliche 
Innenstadt am Verfahren beteiligt. Folgende Stellungnahmen mit Anregungen 
wurden abgegeben: 
 
8.2.1. Schreiben der Technische Werke Ludwigshafen AG vom 30.11.15 (vgl. 

Anlage 10.3.1) 
 

Die Technischen Werke Ludwigshafen (TWL) haben keine Bedenken an-
gemeldet, da das Gebiet bereits ausreichend über das vorhandene Netzt 
versorgt ist. Es wurde jedoch auf bestehende Leitungsrechte der TWL im 
Gebiet sowie auf eine bestehende Trafostation hingewiesen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

Im Nachgang zur Trägerbeteiligung wurde das Thema Leitungsrechte und 
Trafostationen nochmals unmittelbar mit den TWL abgestimmt. Die Fest-
setzungen des Bebauungsplans wurden daraufhin entsprechend ange-
passt. Es wurde auch eine Regelung aufgenommen, wonach die Flächen 
mit Leitungsrechten auch anderweitig genutzt werden dürfen, sollte das 
Leitungsrecht zukünftig nicht mehr benötigt werden. 

 
 
8.2.2. Schreiben der Deutsche Telekom Technik GmbH vom 01.12.15 (vgl. 

Anlage 10.3.2) 
 

Die Deutsche Telekom weist in ihrem Schreiben darauf hin, dass sich im 
Planbereich Telekommunikationsanlagen befinden, die ggf. gesichert oder 
verlegt werden müssen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

Im Rahmen der konkreten Bau- und Erschließungsmaßnahmen werden die 
Belange der Telekom beachtet.  
 

Im Bebauungsplan sind keine Regelungen erforderlich. 
 
 
8.2.3. Schreiben der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG vom 02.12.15 

sowie Email vom 03.12.15 (vgl. Anlage 10.3.3) 
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Die Telefónica Germany GmbH & Co. OHG macht darauf aufmerksam, 
dass sie im Planbereich eine raumbedeutsame Richtfunkstrecke unterhält, 
welche das Plangebiet tangiert und dass auch eine weitere Richtfunkstre-
cke projektiert sei, welche Restriktionen auslösen könnte. Auf Hinweis der 
Verwaltung, dass es für den Planbereich bereits bestehendes Planungs-
recht gibt (Bebauungsplan Nr. 503b), hat die Telefónica Germany GmbH & 
Co. OHG mitgeteilt, dass die strittige Richtfunkstrecke nochmals überprüft 
wird, damit keine Konflikte mit dem vorhandenen Baurecht entsteht bzw. 
dass auf sie gänzlich verzichtet wird.  
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

Die bereits vorhandene Richtfunkstrecke wurde in den Planteil des Bebau-
ungsplanes nachrichtlich übernommen, wobei davon ausgegangen werden 
kann, dass es zu keinen Konflikten mit der zukünftigen/bereits bestehenden 
Bebauung kommen wird (vgl. hierzu auch die Ausführungen zu den zeich-
nerischen Festsetzungen in Kapitel 5). 

 
 
8.2.4. Schreiben der SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirt-

schaft, Bodenschutz vom 08.12.15 (vgl. Anlage 10.3.4) 
 

Die SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Boden-
schutz erklärt ihr grundsätzliches Einverständnis zur Planung, weist in ih-
rem Schreiben aber darauf hin, dass die Ver- und Entsorgung gesichert 
sein muss, dass sich das Plangebiet in der Rheinniederung/in einem Über-
schwemmungsgebiet befindet und kein Anrecht auf Verstärkung/Erhöhung 
der Hochwasserschutzanlagen besteht und dass entsprechend eine ange-
passte Bauweise erfolgen soll. Weiterhin wurde auf mögliche erhöhte 
Grundwasserstände, auf die Genehmigungspflicht von temporären Grund-
wasserhaltungen sowie auf vorhandene Altablagerungen hingewiesen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

Die o.g. Fakten sind bekannt und wurden bei der Planung berücksichtigt. 
So sind im Bebauungsplan bereits entsprechende nachrichtliche Übernah-
men, Kennzeichnungen und Hinweise enthalten und damit keine weite-
ren/weitergehenden Regelungen erforderlich. 

 
 
8.2.5. Schreiben der Hafenbetriebe Ludwigshafen am Rhein GmbH vom 

11.12.15 (vgl. Anlage 10.3.5) sowie des BLAW – Betrieb Landeseigene 
Anlagen an Wasserstraßen vom 11.12.15 (vgl. Anlage 10.3.6)  
 

Aus Sicht der Hafenbetriebe/des Betriebs Landeseigene Anlagen an Was-
serstraßen (BLAW) darf durch die Aufstellung des Bebauungsplanes die 
süd-östlich des Bebauungsplangebiets gelegene gewerbliche/industrielle 
Nutzung in der "Sonderfläche Hafen" (entlang des Luitpoldhafens) in recht-
licher und tatsächlicher Hinsicht weder eingeschränkt noch erschwert wer-
den. Sie verweisen hier insbesondere auf den Trennungsgrundsatz gem. § 
50 BImschG, auf die Emissionsproblematik, auf das Gebot der Rücksicht-
nahme sowie auf die Belange der Wirtschaft. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

Zunächst ist festzustellen, dass durch den Änderungsbebauungsplan Nr. 
503c "Rheinallee" kein neues Baurecht in diesem Bereich geschaffen wird 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 503c "Rheinallee" 

 
 

 
4-125;H.Tro;3300 - 47/111 - Stand: 16.03.16 
 

und dass insbesondere bei den Flächen im Süden des Baugebietes auch 
nicht die Art der baulichen Nutzung im Vergleich zu dem seit 2002 rechts-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 
geändert wird. Von daher führt der Bebauungsplan Nr. 503c nicht zu einer 
Änderung der planungsrechtlichen Bestandssituation. Zudem wurde das 
Einvernehmen zu dieser Planung mit den Hafenbetrieben durch die Stel-
lungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 BauGB vom 31.05.1999 bzw. vom 19.03.2002 dokumentiert. 
 

Selbst wenn man diese Tatsache außer Acht lassen würde, ist der Ge-
samtbereich des südlichen Luitpoldhafens (südlich mittlere Drehbrücke) 
und der Teilbereich der Bestandsbebauung der Hafenbetriebe nordöstlich 
der mittleren Drehbrücke mit den angrenzenden Gebieten – sofern in Teil-
bereichen kein Bebauungsplan im Sinne § 30 Abs. 1 BauGB vorliegt – be-
reits heute planungsrechtlich grundsätzlich als Gemengelage im Sinne § 34 
Abs. 1 BauGB einzustufen. Dies ergibt sich aus dem unmittelbaren Neben-
einander von gewerblich genutzten Flächen im Eigentum der Wasserwirt-
schaftsverwaltung Rheinland-Pfalz (Hafenbetriebe) und bestehender 
Wohnnutzung entlang der Westseite der Lagerhausstraße oder der Ostsei-
te der Hafenstraße.  
 

Die Stadt Ludwigshafen schafft mit der Planung des Bebauungsplanes Nr. 
503c keine Gemengelage, vielmehr betreibt die Stadt Ludwigshafen seit 
mehreren Jahrzenten im Bereich des Luitpoldhafens/des Rheinufer Süds 
die Entflechtung einer bestehenden Gemengelage. Erfolgreiche Maßnah-
men sind einerseits die einvernehmliche Verlagerung emittierender und ex-
pansiv ausgerichteter Nutzungen und andererseits das planerische und 
immissionsrechtliche Gliederungsprinzip der Vermeidung eines unmittelba-
ren Nebeneinanders von Gemengelagen und geplanten Wohnbauflächen, 
dort wo es der Bestandsschutz von Gewerbebetrieben gebietet. Dies ist 
auch der Grund weshalb im Bebauungsplan Nr. 503c zwischen der Gnei-
senau- und Rottstraße weiterhin ein Mischgebiet mit einer geringeren 
Schutzbedürftigkeit festgesetzt wurde. Im Übrigen liegen Gutachten zum 
angemessenen Abstand zum nächstgelegenen Störfallbetrieb gem. Se-
veso-Richtlinie und zu den schalltechnischen Gegebenheiten der nächstge-
legenen Lager- und Bürogebäude der Hafenbetriebe vor, die eine planeri-
sche Konfliktbewältigung der Emissions-/Immissionssituation der Gemen-
gelage bestätigen, ohne dass das bestehende Gewerbe weitere Ein-
schränkungen befürchten muss. 
 

Bereits in den 1990er Jahren hatten sich die Hafenbetriebe zu einer 
schrittweisen Verlagerung des nördlichen Luitpoldhafens grundsätzlich be-
reit erklärt, wenn die Frage nach Ersatzflächen und die Finanzierbarkeit 
gesichert werden können. Diese Verlagerungsbereitschaft der Hafenbetrie-
be fand entsprechenden Niederschlag im FNP `99 der Stadt Ludwigshafen 
mit dem Ziel im Bereich des nördlichen Luitpoldhafens gemischte Bauflä-
chen und Wohnbauflächen zu entwickeln. Mit der Herstellung und Inbe-
triebnahme des neuen Containerterminals im Bereich des Kaiserwörthha-
fens wurden die Hafen- und Gewerbenutzungen im nördlichen Bereich des 
Luitpoldhafens aufgegeben .Die frei gewordenen Hafen- und Gewerbeflä-
chen wurden von den Hafenbetrieben an die GAG einschließlich der Was-
serfläche verkauft um entsprechend der FNP-Zielsetzung Wohnbauflächen 
entwickeln zu können. Auf der Parkinsel, nördlich der mittleren Drehbrücke 
(Schwanthalerstraße), wurde in den vergangen Jahren deshalb im Rahmen 
der zivilen Konversion (ehemalige Nutzung: Containerhafen sowie ein me-
tallverarbeitender Betrieb) Baurecht für eine Wohnnutzung (allgemeines 
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Wohngebiet - WA) zwischen der Straße "Am Luitpoldhafen" und der "Ha-
fenstraße" (Bebauungsplan Nr. 580a, Rechtskraft seit 17.06.2005 und 
580c, Rechtskraft seit 22.12.2010) geschaffen und bereits vollständig reali-
siert. Zudem wurde Baurecht für eine Wohnbebauung (allgemeines Wohn-
gebiet - WA) unmittelbar an der Uferkante des Luitpoldhafens (Bebauungs-
plan Nr. 580b, Rechtskraft seit 06.06.2012) geschaffen, welche nur durch 
die im Eigentum der GAG befindlichen Wasserfläche des Luitpoldhafens 
von der angeführten Nutzung der Hafenbetriebe an der Lagerhausstraße 
getrennt ist. In allen drei Bebauungsplanverfahren haben die Hafenbetriebe 
keine Einwände bzw. Bedenken geäußert (Stellungnahme im Rahmen der 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 BauGB vom 
16.08.2004, vom 26.07.2010 sowie vom 17.09.2011), sodass keine An-
haltspunkte vorlagen, dass die aktuelle Bebauungsplanänderung die Inte-
ressen der süd-östlich angrenzenden gewerblichen Nutzung/der Hafenbe-
triebe negativ beeinflussen könnte. Im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens Nr. 580b für die Wohnbebauung an der östlichen Uferkante des Luit-
poldhafens wurde zudem explizit eine schalltechnische Untersuchung zum 
Thema Gewerbelärm durchgeführt, um die Verträglichkeit der Nutzung der 
beiden Lagerhallen/Bürogebäude Rheinallee 2 und 2a (ursprünglich Lager-
hausstraße 26 +28) mit der geplanten allgemeinen Wohnnutzung zu unter-
suchen. Der Gutachter kam dabei zu dem Ergebnis, dass die Vorausset-
zungen sogar für die Festsetzung eines allgemeines Wohngebiet (WA) auf 
der unmittelbar gegenüberliegenden Seite des Luitpoldhafens gegeben wa-
ren, weshalb in der Schlussfolgerung aus emissionsrechtlicher Sicht auch 
ein weniger störempfindliches Mischgebiet (MI) nördlich dieser gewerbli-
chen Nutzungen zulässig ist. Unabhängig davon haben die Hafenbetriebe 
mehrfach die Zielsetzung geäußert die beiden Lagerhallen/Bürogebäude 
Rheinallee 2 und 2a (ursprünglich Lagerhausstraße 26 +28) umnutzen zu 
wollen und hierbei auch Wohnnutzung in den Obergeschossen zu berück-
sichtigen. Die Hafenbetriebe ließen entsprechende Objektplanungen erstel-
len, die unter anderem auch Grundlage für einen Flächentausch zwischen 
Hafenbetrieben und GAG war.  
 

Aufgrund der oben beschriebenen Situation im unbeplanten Innenbereich 
sowie aufgrund der angrenzenden/benachbarten Bebauungsplangebiete 
mit festgesetzten und teilweise bereits realisierten allgemeinen Wohngebie-
ten und Mischgebieten, befinden sich die gewerblich genutzten Flächen be-
reits heute in einer Großgemengelage, welche eine gegenseitige Rück-
sichtnahme erfordert. Nach Auskunft der Struktur- und Genehmigungsdi-
rektion Süd, Regionalstelle Gewerbeaufsicht Neustadt, sind in den vergan-
genen Jahren auch keine Beschwerden von Anwohnern bekannt gewor-
den, sodass die Annahme getroffen werden kann, dass die gewerbliche 
Bestandsnutzungen mit der Gemengelage und dem Rücksichtnahmeprin-
zip zurechtkommen. Offenbar haben dies die Hafenbetriebe in der Vergan-
genheit ähnlich gesehen, da in den vorhergehenden Bebauungsplanverfah-
ren keine Bedenken zu den Plänen geäußert wurden. 
 

Bei der Anordnung der Bauflächen wurde bereits bei den Vorgängerbebau-
ungsplänen Nr. 503 bzw. 503b im Sinne § 50 BImschG Wert darauf gelegt, 
dass keine Wohnbauflächen unmittelbar auf gewerbliche genutzte Flächen 
ausgerichtet werden bzw. an diese angrenzen. Dies hat sich auch bei der 
aktuellen Bebauungsplanänderung nicht geändert. So grenzt an die süd-
lich-östlich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 503c gelege-
nen Gewerbegrundstücke zunächst ein Mischgebiet an, welches von der 
Störempfindlichkeit weniger sensibel ist als die weiter nördlich-östlich lie-
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genden allgemeinen Wohnbauflächen. Zudem wird durch Beibehaltung der 
Festsetzung des Mischgebietes zwischen Gneisenau- und Rottstraße den 
Belangen der Wirtschaft im Sinne § 1 (6) Nr. 8a BauGB auch dahingehend 
Rechnung getragen, dass zumindest Teile der Gebäude nicht zu Wohn-
zwecken genutzt werden dürfen und somit attraktive Flächen für nicht we-
sentlich störende gewerbliche Nutzungen angeboten werden können. 
 

In Zusammenschau mit den o.g. Stellungnahmen "ohne Bedenken" zu den 
Vorgänger– bzw. benachbarten Bebauungsplänen kommen mit der aktuel-
len Stellungnahme der Hafenbetriebe Zweifel auf, ob dieses Verhalten 
noch dem Rechtsgrundsatz von "Treu und Glauben" entspricht oder ob 
nicht vielmehr eine "venire contra factum proprium" (lat. Zuwiderhandlung 
gegen das eigene frühere Verhalten) vorliegt. 
 

In der Gesamtschau kann festgehalten werden, dass die von den Hafenbe-
trieben genutzten Flächen entlang der Rheinallee (vormals Lagerhausstra-
ße) nicht uneingeschränkt genutzt werden können. 
Bereits heute befinden sich im näheren Umfeld Wohnnutzungen bzw. es 
besteht Planungsrecht für Wohn- bzw. gemischte Nutzungen, sodass das 
gegliederte Bebauungsplangebiet Nr. 503c weithin keine Verschlechterung 
der Situation bedeutet und keine größeren Einschränkungen der gewerbli-
chen Nutzung als bereits im status quo zu erwarten sind. Die Belange der 
Wirtschaft wurden beachtet. 
 

Selbst wenn die im Vergleich zum Vorgängerbebauungsplan vorgenomme-
ne Änderungen zu einer gewissen Beeinträchtigung der Nutzungsmöglich-
keiten der benachbarten gewerblichen Flächen führen würden, würde dem 
Belang der Schaffung eines Angebotes für attraktive Wohn- und Ge-
schäftsnutzungen im Rahmen des zivilen Konversionsprojektes Rheinufer 
Süd dennoch Vorrang eingeräumt werden. Durch den Bebauungsplan wer-
den weiterhin die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung 
von Immobilien erhalten, welche in dieser Form und Qualität im Stadtgebiet 
derzeit nicht mehr angeboten werden können und welche der Abwande-
rung entsprechender Bevölkerungskreise (welche auch für die ansässige 
Wirtschaft bedeutsam sind) entgegenwirkt. Zudem ist die Planung insge-
samt dazu geeignet, die Attraktivität Ludwigshafens als bedeutender Wirt-
schaftsstandort auszubauen und das Image der Stadt weiter zu verbes-
sern. 
 

Von daher ist keine Änderung der Bebauungsplanfestsetzungen erforder-
lich und die Einwendung wird zurückgewiesen. 

 
 
8.2.6. Schreiben der Industrie- und Handelskammer für die Pfalz vom 

18.12.15 (vgl. Anlage 10.3.7) 
 

Aus Sicht der IHK rücken durch den Bebauungsplan schutzwürdige Nut-
zungen näher an bestehende überwiegend gewerblich und industriell ge-
nutzte Grundstücke entlang der Lagerhaus-/Hafenstraße heran und es sei 
sicherzustellen, dass die Belange des Bestandsschutzes berücksichtigt 
werden. Die Belange der Wirtschaft seien in die Abwägung einzubeziehen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

Zunächst ist festzustellen, dass durch den Änderungsbebauungsplan Nr. 
503c "Rheinallee" kein neues Baurecht in diesem Bereich geschaffen wird 
und dass insbesondere bei den Flächen im Süden des Baugebietes auch 
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nicht die Art der baulichen Nutzung im Vergleich zu dem seit 2002 rechts-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 503b "Rheinufer Süd, gerade Straßenführung" 
geändert wird. Von daher führt der Bebauungsplan Nr. 503c nicht zu einer 
Änderung der planungsrechtlichen Bestandssituation. Zudem wurde das 
Einvernehmen zu dieser Planung mit den betroffenen Hafenbetrieben 
durch die Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentli-
cher Belange nach § 4 BauGB vom 31.05.1999 bzw. vom 19.03.2002 do-
kumentiert. Auch die IHK hat mit Stellungnahme vom 10.04.2002 die Pla-
nung als Areal mit idealen Voraussetzungen für eine gehobene Wohnbe-
bauung und als gute Voraussetzung für die Ansiedlung zusätzlicher Dienst-
leistungsbetriebe mit hochwertigen Arbeitsplätzen, ausdrücklich begrüßt. 
 

Selbst wenn man diese Tatsache außer Acht lassen würde, ist der Ge-
samtbereich des südlichen Luitpoldhafens (südlich mittlere Drehbrücke) 
und der Teilbereich der Bestandsbebauung der Hafenbetriebe nordöstlich 
der mittleren Drehbrücke mit den angrenzenden Gebieten – sofern in Teil-
bereichen kein Bebauungsplan im Sinne § 30 Abs. 1 BauGB vorliegt – be-
reits heute planungsrechtlich grundsätzlich als Gemengelage im Sinne § 34 
Abs. 1 BauGB einzustufen. Dies ergibt sich aus dem unmittelbaren Neben-
einander von gewerblich genutzten Flächen im Eigentum der Wasserwirt-
schaftsverwaltung Rheinland-Pfalz (Hafenbetriebe) und bestehender 
Wohnnutzung entlang der Westseite der Lagerhausstraße oder der Ostsei-
te der Hafenstraße.  
 

Die Stadt Ludwigshafen schafft mit der Planung des Bebauungsplanes Nr. 
503c keine Gemengelage, vielmehr betreibt die Stadt Ludwigshafen seit 
mehreren Jahrzenten im Bereich des Luitpoldhafens/des Rheinufer Süds 
die Entflechtung einer bestehenden Gemengelage. Erfolgreiche Maßnah-
men sind einerseits die einvernehmliche Verlagerung emittierender und ex-
pansiv ausgerichteter Nutzungen und andererseits das planerische und 
immissionsrechtliche Gliederungsprinzip der Vermeidung eines unmittelba-
ren Nebeneinanders von Gemengelagen und geplanten Wohnbauflächen, 
dort wo es der Bestandsschutz von Gewerbebetrieben gebietet. Dies ist 
auch der Grund weshalb im Bebauungsplan Nr. 503c zwischen der Gnei-
senau- und Rottstraße weiterhin ein Mischgebiet mit einer geringeren 
Schutzbedürftigkeit festgesetzt wurde. Im Übrigen liegen Gutachten zum 
angemessenen Abstand zum nächstgelegenen Störfallbetrieb gem. Se-
veso-Richtlinie und zu den schalltechnischen Gegebenheiten der nächstge-
legenen Lager- und Bürogebäude der Hafenbetriebe vor, die eine planeri-
sche Konfliktbewältigung der Emissions-/Immissionssituation der Gemen-
gelage bestätigen, ohne dass das bestehende Gewerbe weitere Ein-
schränkungen befürchten muss. 

 

Bereits in den 1990er Jahren hatten sich die Hafenbetriebe zu einer 
schrittweisen Verlagerung des nördlichen Luitpoldhafens grundsätzlich be-
reit erklärt, wenn die Frage nach Ersatzflächen und die Finanzierbarkeit 
gesichert werden können. Diese Verlagerungsbereitschaft der Hafenbetrie-
be fand entsprechenden Niederschlag im FNP `99 der Stadt Ludwigshafen 
mit dem Ziel im Bereich des nördlichen Luitpoldhafens gemischte Bauflä-
chen und Wohnbauflächen zu entwickeln. Mit der Herstellung und Inbe-
triebnahme des neuen Containerterminals im Bereich des Kaiserwörthh-
fens wurden die Hafen- und Gewerbenutzungen im nördlichen Bereich des 
Luitpoldhafens aufgegeben .Die frei gewordenen Hafen- und Gewerbeflä-
chen wurden von den Hafenbetrieben an die GAG einschließlich der Was-
serfläche verkauft um entsprechend der FNP-Zielsetzung Wohnbauflächen 
entwickeln zu können. Auf der Parkinsel, nördlich der mittleren Drehbrücke 
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(Schwanthalerstraße), wurde in den vergangen Jahren deshalb im Rahmen 
der zivilen Konversion (ehemalige Nutzung: Containerhafen sowie ein me-
tallverarbeitender Betrieb) Baurecht für eine Wohnnutzung (allgemeines 
Wohngebiet - WA) zwischen der Straße "Am Luitpoldhafen" und der "Ha-
fenstraße" (Bebauungsplan Nr. 580a, Rechtskraft seit 17.06.2005 und 
580c, Rechtskraft seit 22.12.2010) geschaffen und bereits vollständig reali-
siert. Zudem wurde Baurecht für eine Wohnbebauung (allgemeines Wohn-
gebiet - WA) unmittelbar an der Uferkante des Luitpoldhafens (Bebauungs-
plan Nr. 580b, Rechtskraft seit 06.06.2012) geschaffen, welche nur durch 
die im Eigentum der GAG befindlichen Wasserfläche des Luitpoldhafens 
von der angeführten Nutzung der Hafenbetriebe an der Lagerhausstraße 
getrennt ist. In allen drei Bebauungsplanverfahren haben die Hafenbetriebe 
keine Einwände bzw. Bedenken geäußert (Stellungnahme im Rahmen der 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 BauGB vom 
16.08.2004, vom 26.07.2010 sowie vom 17.09.2011) und die IHK hat sogar 
in Ihrer Stellungnahme vom 18.08.2011 zum Bebauungsplan Nr. 580b die 
beabsichtigte Umsetzung der Planung der Uferkantenbebauung ausdrück-
lich begrüßt, "weil sie auch dazu geeignet ist, die Attraktivität Ludwigsha-
fens als bedeutenden Wirtschaftsstandort weiter auszubauen", sodass kei-
ne Anhaltspunkte vorlagen, dass die aktuelle Bebauungsplanänderung die 
Interessen der süd-östlich angrenzenden gewerblichen Nutzung/der Ha-
fenbetriebe negativ beeinflussen könnte. Im Rahmen des Bebauungsplan-
verfahrens Nr. 580b für die Wohnbebauung an der östlichen Uferkante des 
Luitpoldhafens wurde zudem explizit eine schalltechnische Untersuchung 
zum Thema Gewerbelärm durchgeführt, um die Verträglichkeit der Nutzung 
der beiden Lagerhallen/Bürogebäude Rheinallee 2 und 2a (ursprünglich 
Lagerhausstraße 26 +28) mit der geplanten allgemeinen Wohnnutzung zu 
untersuchen. Der Gutachter kam dabei zu dem Ergebnis, dass die Voraus-
setzungen sogar für die Festsetzung eines allgemeines Wohngebiet (WA) 
auf der unmittelbar gegenüberliegenden Seite des Luitpoldhafens gegeben 
waren, weshalb in der Schlussfolgerung aus emissionsrechtlicher Sicht 
auch ein weniger störempfindliches Mischgebiet (MI) nördlich dieser ge-
werblichen Nutzungen zulässig ist. Unabhängig davon haben die Hafenbe-
triebe mehrfach die Zielsetzung geäußert die beiden Lagerhal-
len/Bürogebäude Rheinallee 2 und 2a (ursprünglich Lagerhausstraße 26 
+28) umnutzen zu wollen und hierbei auch Wohnnutzung in den Oberge-
schossen zu berücksichtigen. Die Hafenbetriebe ließen entsprechende Ob-
jektplanungen erstellen, die unter anderem auch Grundlage für einen Flä-
chentausch zwischen Hafenbetrieben und GAG war.  
 

Aufgrund der oben beschriebenen Situation im unbeplanten Innenbereich 
sowie aufgrund der angrenzenden/benachbarten Bebauungsplangebiete 
mit festgesetzten und teilweise bereits realisierten allgemeinen Wohngebie-
ten und Mischgebieten, befinden sich die gewerblich genutzten Flächen be-
reits heute in einer Großgemengelage, welche eine gegenseitige Rück-
sichtnahme erfordert. Nach Auskunft der Struktur- und Genehmigungsdi-
rektion Süd, Regionalstelle Gewerbeaufsicht Neustadt, sind in den vergan-
genen Jahren auch keine Beschwerden von Anwohnern bekannt gewor-
den, sodass die Annahme getroffen werden kann, dass die gewerbliche 
Bestandsnutzungen mit der Gemengelage und dem Rücksichtnahmeprin-
zip zurechtkommen. Offenbar haben dies die IHK und die Hafenbetriebe in 
der Vergangenheit ähnlich gesehen, da in den vorhergehenden Bebau-
ungsplanverfahren keine Bedenken zu den Plänen geäußert wurden. 
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Bei der Anordnung der Bauflächen wurde bereits bei den Vorgängerbebau-
ungsplänen Nr. 503 bzw. 503b im Sinne § 50 BImschG Wert darauf gelegt, 
dass keine Wohnbauflächen unmittelbar auf gewerbliche genutzte Flächen 
ausgerichtet werden bzw. an diese angrenzen. Dies hat sich auch bei der 
aktuellen Bebauungsplanänderung nicht geändert. So grenzt an die süd-
lich-östlich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 503c gelege-
nen Gewerbegrundstücke zunächst ein Mischgebiet an, welches von der 
Störempfindlichkeit weniger sensibel ist als die weiter nördlich-östlich lie-
genden allgemeinen Wohnbauflächen. Zudem wird durch Beibehaltung der 
Festsetzung des Mischgebietes zwischen Gneisenau- und Rottstraße den 
Belangen der Wirtschaft im Sinne § 1 (6) Nr. 8a BauGB auch dahingehend 
Rechnung getragen, dass zumindest Teile der Gebäude nicht zu Wohn-
zwecken genutzt werden dürfen und somit attraktive Flächen für nicht we-
sentlich störende gewerbliche Nutzungen angeboten werden können. 

In der Gesamtschau kann festgehalten werden, dass die von den Hafenbe-
trieben genutzten Flächen entlang der Rheinallee (vormals Lagerhausstra-
ße) nicht uneingeschränkt genutzt werden können. 
Bereits heute befinden sich im näheren Umfeld Wohnnutzungen bzw. es 
besteht Planungsrecht für Wohn- bzw. gemischte Nutzungen, sodass das 
gegliederte Bebauungsplangebiet Nr. 503c weithin keine Verschlechterung 
der Situation bedeutet und keine größeren Einschränkungen der gewerbli-
chen Nutzung als bereits im status quo zu erwarten sind. Die Belange der 
Wirtschaft wurden beachtet. 
 

Selbst wenn die im Vergleich zum Vorgängerbebauungsplan vorgenomme-
ne Änderungen zu einer gewissen Beeinträchtigung der Nutzungsmöglich-
keiten der benachbarten gewerblichen Flächen führen würden, würde dem 
Belang der Schaffung eines Angebotes für attraktive Wohn- und Ge-
schäftsnutzungen im Rahmen des zivilen Konversionsprojektes Rheinufer 
Süd dennoch Vorrang eingeräumt werden. Durch den Bebauungsplan wer-
den weiterhin die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung 
von Immobilien erhalten, welche in dieser Form und Qualität im Stadtgebiet 
derzeit nicht mehr angeboten werden können und welche der Abwande-
rung entsprechender Bevölkerungskreise (welche auch für die ansässige 
Wirtschaft bedeutsam sind) entgegenwirkt. Zudem ist die Planung insge-
samt dazu geeignet, die Attraktivität Ludwigshafens als bedeutender Wirt-
schaftsstandort auszubauen und das Image der Stadt weiter zu verbes-
sern. 
 

Von daher ist keine Änderung der Bebauungsplanfestsetzungen erforder-
lich und die Einwendung wird zurückgewiesen. 
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8.3. Öffentliche Auslegung 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB, die im Zeitraum vom 
11.02.16 bis 11.03.16 durchgeführt wurde, gingen folgende Stellungnahmen ein: 
 
8.3.1. Schreiben der Deutsche Telekom Technik GmbH vom 29.02.16 (vgl. 

Anlage 10.4.1 sowie 10.3.2) 
 

Die Deutsche Telekom weist in ihrem Schreiben erneut darauf hin, dass 
sich im Planbereich Telekommunikationsanlagen befinden, die ggf. gesi-
chert oder verlegt werden müssen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

Im Rahmen der konkreten Bau- und Erschließungsmaßnahmen werden die 
Belange der Telekom beachtet.  
 

Im Bebauungsplan sind keine Regelungen erforderlich. 
 
 
8.3.2. Schreiben der Hafenbetriebe Ludwigshafen am Rhein GmbH vom 

10.03.16 (vgl. Anlage 10.4.2 sowie 10.3.5) sowie des BLAW – Betrieb 
Landeseigene Anlagen an Wasserstraßen vom 10.03.16 (vgl. Anlage 
10.4.3 sowie 10.3.6) 
 

Die Hafenbetriebe/der BLAW weisen/weist in Ihren Schreiben nochmals auf 
ihre Belange/Einwendungen hin. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

vgl. Stellungnahme in Kapitel 8.2.5 
 

Es ist keine Änderung der Bebauungsplanfestsetzungen erforderlich und die Einwendung 
wird zurückgewiesen. 
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8.4. Zusammenfassung der Abwägung 

8.4.1. Belang die für die Planung sprechen 

 Es wird ein attraktives Angebot für Wohn- und gemischte Nutzungen 
mit Alleinstellungsmerkmalen geschaffen bzw. erhalten. 

 Die Planung trägt zur gesamtstädtischen Immageverbesserung bei. 

 Planung dient als ziviles Konversionsprojekt der Innenbereichsentwick-
lung, schont damit den Außenbereich und leistet somit einen Beitrag 
zum Klimaschutz. 

 Es entsteht ein innerstädtisches Quartier in zentraler Lage, welches 
auch mit nicht-motorisierten Verkehrsmitteln bzw. mit dem öffentlichen 
Personennahverkehr problemlos erreichbar ist. 

 
8.4.2. Belang die gegen die Planung sprechen 

 Die geplante gemischtgenutzte Baufläche im Süden des Bebauungspl-
angebietes (zwischen Gneisenau- und Rottstraße) befinden sich in der 
Nähe zu bestehenden gewerblichen Nutzungen (insbesondere Lager-
halle) und unterliegen somit möglichen Gewerbe(lärm)immissionen. 

 
8.4.3. Abwägung der Belange 

Die weiterhin geplante gemischte Nutzung im Süden des Baugebietes kann 
theoretisch zu einer Einschränkung der möglichen Emissionen der benach-
barten gewerblichen Flächen (im Eigentum der der Wasserwirtschaftsver-
waltung Rheinland-Pfalz) entlang der Lagerhausstraße führen – allerdings 
wurde dieser Sachverhalt bereits durch den seit 2002 rechtskräftigen Vor-
gängerbebauungsplan Nr. 503b begründet. Die betroffenen Gewerbeflä-
chen wären zudem bereits ohne Aufstellung des Bebauungsplanes immis-
sionsschutzrechtlich durch die in der Umgebung vorhandene oder pla-
nungsrechtlich zulässige Wohnbebauung eingeschränkt, so dass faktisch 
keine weiteren Einschränkungen zu erwarten sind. Selbst wenn die Pla-
nung zu einer gewissen Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeiten der 
benachbarten gewerblichen Flächen führen würde, würde dem Belang der 
Schaffung attraktiver Bauflächen im Rahmen des zivilen Konversionspro-
jektes Rheinufer Süd dennoch Vorrang eingeräumt werden. Durch den Be-
bauungsplan wird u.a. ein Wohnungsangebot geschaffen, welches in dieser 
Form und Qualität im Stadtgebiet nicht mehr angeboten werden kann und 
welches der Abwanderung entsprechender Bevölkerungskreise (welche 
auch für die ansässige Wirtschaft bedeutsam sind) entgegenwirkt. Zudem 
ist die Planung insgesamt dazu geeignet, die Attraktivität Ludwigshafens 
als bedeutender Wirtschaftsstandort auszubauen und das Image der Stadt 
weiter zu verbessern. 
 

 
 
 

9. UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

Durch den Bebauungsplan Nr. 503c entstehen - im Vergleich zum durch ihn in 
seinem Geltungsbereich geänderten Bebauungsplan Nr. 503b - keine zusätzlichen 
öffentlichen Aufwendungen. Es ist keine Bodenordnung nach §§ 45 ff. BauGB 
notwendig und es fallen keine weiteren Kosten an. 
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10. ANLAGEN 

10.1. Übersicht des Geltungsbereiches 
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10.2. Messbericht Nr. 12993 M 
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10.3. Stellungnahmen mit Anregungen im Rahmen der Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB 
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10.3.1 Schreiben der Technische Werke Ludwigshafen AG vom 30.11.15  
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10.3.2 Schreiben der Deutsche Telekom Technik GmbH vom 01.12.15  
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10.3.3 Schreiben der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG vom 02.12.15  
sowie Email vom 03.12.15  
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10.3.4 Schreiben der SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz 
vom 08.12.15 
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10.3.5 Schreiben der Hafenbetriebe Ludwigshafen am Rhein GmbH vom 11.12.15 
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10.3.6 Schreiben des BLAW – Betrieb Landeseigene Anlagen an Wasserstraßen vom 11.12.15 
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10.3.7 Schreiben der Industrie- und Handelskammer für die Pfalz vom 18.12.15 
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10.4. Stellungnahmen mit Anregungen im Rahmen der Offenlage gem. § 3 (2) BauGB 

 

  



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 503c "Rheinallee" 

 
 

 
4-125;H.Tro;3300 - 109/111 - Stand: 16.03.16 
 

10.4.1 Schreiben der Deutsche Telekom Technik GmbH vom 29.02.16 (vgl. auch Anlage 10.3.2) 
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10.4.2 Schreiben der Hafenbetriebe Ludwigshafen am Rhein GmbH vom 10.03.16 (vgl. auch 
Anlage 10.3.5) 
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10.4.3 Schreiben des BLAW – Betrieb Landeseigene Anlagen an Wasserstraßen vom 10.03.16 
(vgl. auch Anlage 10.3.6) 

 


